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Kleine Anfrage Fraktion GB/JA! (Seraina Patzen, JA!/Lea Bill, GB): Ungere-

gelter Einsatz von Bodycams durch die Kapo 

 

 

Die Kantonspolizei hat angekündigt, ab nächstem Jahr 32 Bodycams einzusetzen. Diese sollen 

gemäss Aussagen von Regierungsrat Müller bei Einsätzen zum Zug kommen, wo die Polizei be-

reits heute filmt, wie beispielsweise bei Fussballspielen, Demos oder der Räumung von besetzen 

Häusern und nicht bei Routineeinsätzen. Damit, so Regierungsrat Müller, sei keine Gesetzes-

grundlage für den Einsatz von Bodycams nötig. 

Der Einsatz von Bodycams ist – insbesondere ohne entsprechende rechtliche Grundlage – aus 

unserer Sicht höchst problematisch. Denn die Polizei entscheidet so selber, bei welchen Einsätzen 

und zu welchen Zeitpunkten sie die Kameras ein- oder ausschaltet. Allfälliges Fehlverhalten von 

Polizist*innen wird damit durch die Kameras nicht gefilmt. Des Weiteren ist aufgrund der fehlenden 

rechtlichen Grundlage völlig ungeklärt, wer, wann Zugang zu den Videoaufnahmen erhalten soll 

und wie lange diese gespeichert werden. 

Es ist denn auch nicht erstaunlich, dass der kantonale Datenschützer genau diese Vorbehalte ge-

genüber dem Einsatz von Bodycams angemeldet hat: «Die aktuellen Rechtsgrundlagen überlassen 

es der Polizei, über den Einsatz von Körperkameras zu entscheiden.» Das sei problematisch. «Ei-

ner mobilen Kamera kann man schlecht entkommen. Deshalb ist sie potenziell ein grosser Eingriff 

in die Bewegungsfreiheit der Menschen.»1 Der Datenschützer verlangt deshalb eine rechtliche 

Grundlage für den Einsatz der Bodycams. Hier müsste auch geregelt werden, mit welchem System 

der Einsatz der Bodycams protokolliert wird und wie der Zugang und die Aufbewahrung des Vide-

omaterials geregelt werden. 

Wir möchten vom Gemeinderat wissen: 

1. Inwiefern wurde der Gemeinderat in die Entscheidung des Kantons einbezogen? Wurde er 

zumindest angehört vor dem Entscheid? Es muss ja aufgrund der Eckdaten der Entscheidung 

des Kantons davon ausgegangen werden, dass die Bodycams insbesondere auf Stadtberner 

Gebiet zum Einsatz kommen. 

2. Wie steht der Gemeinderat grundsätzlich zum Einsatz von Bodycams durch die Kantonspolizei 

Bern? 

3. Wie steht der Gemeinderat zum Einsatz von Bodycams ohne rechtliche Grundlage wie er jetzt 

vorgesehen ist? 

4. Hat der Gemeinderat juristische Expertise zur Frage eingeholt, ob der Einsatz ohne rechtliche 

Grundlage zulässig ist? Wenn nein, warum nicht? 

5. Welche Chancen und Risiken sieht der Gemeinderat beim Einsatz von Bodycams? 

6. Wird der Gemeinderat seine Haltung gegenüber der Kantonspolizei vertreten und durchset-

zen? Wenn nein: Warum nicht? 

 

Bern, 10. Dezember 2020 

Erstunterzeichnende: Seraina Patzen, Lea Bill 

Mitunterzeichnende: Eva Krattiger, Sarah Rubin, Sophie Achermann, Devrim Abbasoglu-Akturan, 

Seraphine Iseli, Ursina Anderegg, Rahel Ruch, Katharina Gallizzi, Regula Bühlmann 

 
  

                                                   
1 Der Bund, «Wenns brenzlig wird, filmt die Polizei mit der Bodycam», 04.12.2020 
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Antwort des Gemeinderats 

 

Zu Frage 1: 

Für die Ausrüstung der Polizei und die Beschaffung polizeilicher Mittel ist der Kanton zuständig. 

Die in der Kleinen Anfrage dargelegten Informationsbestandteile stehen im Zusammenhang mit 

einem im Grossen Rat im November 2016 überwiesenen Postulat, dessen Erfüllungsbericht der 

Regierungsrat im Dezember 2020 genehmigt hat. Haltungen und Fakten dazu können ausführlich 

im Bericht des Regierungsrats in Erfüllung des Postulats 100-2016 BDP (Kohli) nachgelesen wer-

den. 

 

Zu Frage 2 und 5: 

Seit 2014 liess sich der Gemeinderat bei der Beantwortung von parlamentarischen Vorstössen 

zum Thema Bodycams mehrfach dahingehend vernehmen, wonach der gesetzlich geregelte und 

gezielte Einsatz von Bodycams zur Gewaltprävention und zur Beweissicherung durchaus ange-

zeigt sein kann. An dieser Haltung hat sich nichts geändert. 

 

Zu Frage 3 und 4: 

Entgegen der Annahme der Fragestellerinnen ist kein Einsatz von Bodyams ohne rechtliche 

Grundlage vorgesehen. Mangels Evidenz für einen überwiegenden Nutzen eines flächendecken-

den Bodycam-Einsatzes soll auch keine gesetzliche Norm dafür geschaffen werden. In Ergänzung 

zu den gesetzlich bereits vorgesehenen Einsatzmöglichkeiten von Videoüberwachungsgeräten bei 

Veranstaltungen und Kundgebungen sieht die Kantonspolizei jedoch vor, vermehrt beweissichern-

de Aufnahmen mit am Körper getragenen Videokameras zu machen. Für diesen Einsatzzweck der 

sog. Körperkameras ist unter Anwendung der Strafprozessordnung vom 5. Oktober 2007 (StPO; 

SR 312.0) bereits eine Rechtsgrundlage vorhanden. Diese Videokameras werden nicht etwa prä-

ventiv zu Beginn eines Einsatzes eingeschaltet, sondern erst dann, wenn eine Straftat bereits be-

gangen worden ist bzw. in Ausübung steht. Als Mittel für die Strafverfolgung wird die Körperkamera 

deshalb zur Beweissicherung eingeschaltet. 

 

Zu Frage 6: 

Die Haltung des Gemeinderats ist der Kantonspolizei bekannt. 

 

 

Bern, 20. Januar 2021 

 

 

Der Gemeinderat 
 

 

 

 


